
2013-2983 9555 

Bundesbeschluss 
über die Volksinitiative 
«Für eine nachhaltige und ressourceneffiziente Wirtschaft 
(Grüne Wirtschaft)»  
vom 18. Dezember 2015 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

gestützt auf Artikel 139 Absatz 5 der Bundesverfassung1, 
nach Prüfung der am 6. September 20122 eingereichten Volksinitiative 
«Für eine nachhaltige und ressourceneffiziente Wirtschaft (Grüne Wirtschaft)», 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 12. Februar 20143, 

beschliesst: 

Art. 1 

1 Die Volksinitiative vom 6. September 2012 «Für eine nachhaltige und ressourcen-
effiziente Wirtschaft (Grüne Wirtschaft)» ist gültig und wird Volk und Ständen zur 
Abstimmung unterbreitet. 

2 Die Volksinitiative lautet: 

I 

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert: 

Art. 94a (neu)  Nachhaltige und ressourceneffiziente Wirtschaft 

1 Bund, Kantone und Gemeinden streben eine nachhaltige und ressourceneffiziente 
Wirtschaft an. Sie fördern geschlossene Stoffkreisläufe und sorgen dafür, dass die 
wirtschaftlichen Tätigkeiten das Potenzial natürlicher Ressourcen nicht beeinträch-
tigen und die Umwelt möglichst wenig gefährden und belasten. 

2 Zur Verwirklichung der Grundsätze nach Absatz 1 legt der Bund mittel- und 
langfristige Ziele fest. Er verfasst zu Beginn jeder Legislatur einen Bericht über den 
Stand der Zielerreichung. Falls die Ziele nicht erreicht werden, ergreifen Bund, 
Kantone und Gemeinden im Rahmen ihrer Zuständigkeiten zusätzliche Massnahmen 
oder verstärken die bestehenden. 

3 Der Bund kann zur Förderung einer nachhaltigen und ressourceneffizienten Wirt-
schaft namentlich: 
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a. Forschung, Innovation und Vermarktung von Gütern und Dienstleistungen 
sowie Synergien zwischen wirtschaftlichen Aktivitäten fördern; 

b. Vorschriften für Produktionsprozesse, Produkte und Abfälle sowie für das 
öffentliche Beschaffungswesen erlassen; 

c. Steuer- oder Budgetmassnahmen ergreifen; insbesondere kann er positive 
steuerliche Anreize schaffen und eine zweckgebundene oder haushalts-
neutrale Lenkungssteuer auf den Verbrauch natürlicher Ressourcen erheben. 

II 

Die Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung werden wie folgt geändert: 

Art. 197 Ziff. 84 (neu) 

8. Übergangsbestimmung zu Art. 94a  
(Nachhaltige und ressourceneffiziente Wirtschaft) 

Bis ins Jahr 2050 wird der «ökologische Fussabdruck» der Schweiz so reduziert, 
dass er auf die Weltbevölkerung hochgerechnet eine Erde nicht überschreitet. 

Art. 2 

Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die Initiative abzulehnen. 

Ständerat, 18. Dezember 2015 Nationalrat, 18. Dezember 2015 

Der Präsident: Raphaël Comte 
Die Sekretärin: Martina Buol 

Die Präsidentin: Christa Markwalder 
Der Sekretär: Pierre-Hervé Freléchoz 

 

  

4 Die endgültige Ziffer dieser Übergangsbestimmung wird nach der Volksabstimmung  
von der Bundeskanzlei festgelegt. 


